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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Margarete Bau-
se, Kerstin Celina, Claudia Stamm und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dauerhafte Aufenthaltsperspektive für gut inte-
grierte Asylbewerberinnen und Asylbewerber er-
möglichen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Bleibe-
rechtsregelung für gut integrierte Jugendliche und 
Heranwachsende (§ 25a AufenthG) und die Bleibe-
rechtsregelung für Erwachsene (§ 25b AufenthG) 
auszuschöpfen und mehr gut integrierten Asylbewer-
berinnen und Asylbewerbern eine Aufenthaltserlaub-
nis zu erteilen. 

 

 

Begründung: 

Am 1. August 2015 ist das Gesetz zur Neubestim-
mung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendi-
gung in Kraft getreten. Das Gesetz hat die Bleibe-
rechtsregelung für gut integrierte Jugendliche und 
Heranwachsende (§ 25a Aufenthaltsgesetz – Auf-
enthG) reformiert und erstmalig eine stichtagsunab-
hängige Bleiberechtsregelung für Erwachsene (§ 25b 
AufenthG) geschaffen. Damit hat der Gesetzgeber 
das Ziel verfolgt, die „Kettenduldung“ abzuschaffen 
und langjährig in Deutschland geduldeten Personen 
eine Aufenthaltsperspektive zu geben. Dieses Ziel ist 
jedoch nicht in zufriedenstellender Weise erreicht 
worden. 

Voraussetzung der Bleiberechtsregelung für Erwach-
sene ist insbesondere ein Voraufenthalt in Deutsch-
land von acht Jahren, bei familiärer Lebensgemein-
schaft mit einem ledigen minderjährigen Kind von 
sechs Jahren. 

Derzeit leben laut der Antwort der Bundesregierung 
(BT-Drs. 18/11101) 1.681 Menschen mit einer Dul-
dung seit mehr als acht Jahren und 2.382 Menschen 
mit einer Duldung seit mehr als sechs Jahren in Bay-
ern. Demgegenüber wurden seit Inkrafttreten der 

Bleiberechtsregelung bayernweit lediglich 101 Aufent-
haltserlaubnisse gemäß § 25b AufenthG erteilt. Sehr 
viele Menschen, die seit mehr als acht Jahren in Bay-
ern geduldet sind, werden somit derzeit offenbar nicht 
von der Bleiberechtsregelung erfasst, weil sie an den 
weiteren Voraussetzungen scheitern oder nicht über 
die Reform informiert worden sind. Das lässt die Blei-
berechtsregelung und ihre Umsetzung als unzureich-
end erscheinen, der Zielgruppe eine Aufenthaltsper-
spektive zu bieten (in Bayern allerdings scheint die 
Anwendung deutlich schlechter zu funktionieren als in 
anderen Bundesländern: so wurden fast ein Drittel der 
Aufenthaltserlaubnisse gem. § 25b Abs. 1 AufenthG in 
Nordrhein-Westfalen erteilt). 

Voraussetzung der Bleiberechtsregelung für Jugendli-
che und Heranwachsende ist insbesondere ein Vo-
raufenthalt von vier Jahren. Derzeit leben 609 gedul-
dete Jugendliche und Heranwachsende seit mehr als 
vier Jahren in Bayern. Demgegenüber wurden bay-
ernweit lediglich 213 Aufenthaltserlaubnisse gemäß 
§ 25a AufenthG erteilt. Eltern der Begünstigten wurde 
in 32 Fällen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt; minder-
jährigen Kindern der Begünstigten in 20 Fällen; Min-
derjährigen, die in familiärer Lebensgemeinschaft mit 
den Begünstigten leben (insbesondere Geschwister) 
überhaupt nicht. Auch hier zeigt sich, dass der Ge-
setzgeber mit der Schaffung der Bleiberechtsregelung 
sein Ziel nicht erreicht hat (in Nordrhein-Westfalen 
allerdings scheint die Anwendung deutlich besser zu 
funktionieren als in Bayern: mehr als ein Drittel der 
Aufenthaltserlaubnisse gemäß § 25a Abs. 1 AufenthG 
wurden in Nordrhein-Westfalen erteilt). 

Insbesondere in den Fällen, in denen die Duldung aus 
menschenrechtlichen Erwägungen oder öffentlicher 
Interessen erteilt wird, ist eine rechtssichere Aufent-
haltsperspektive dringend erforderlich. Dies sollten die 
Bleiberechtsregelungen gewährleisten. Dennoch le-
ben weiterhin zahlreiche Menschen im Besitz einer 
Duldung, obwohl sie sich seit langer Zeit in Bayern 
befinden und die Duldung aus menschenrechtlichen 
Erwägungen oder öffentlichen Interessen erteilt wur-
de. Es spricht viel dafür, dass die Ausländerbehörden 
ihrer Informationspflicht gegenüber Geduldeten nicht 
hinreichend nachkommen. In diesen Fällen haben die 
Ausländerbehörden offenbar nicht einmal die Rechts-
grundlage für die Erteilung der Duldung an die seit 
längerer Zeit geltenden Neufassungen des Gesetzes 
angepasst. Hier ist eine Verbesserung der aufent-
haltsrechtlichen Beratung dringend erforderlich. 

 



 

17. Wahlperiode 16.05.2017 Drucksache 17/16999 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/15855 

Dauerhafte Aufenthaltsperspektive für gut integrierte Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber ermöglichen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Margarete Bause 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sit-
zung am 30. März 2017 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen hat den Antrag in seiner 59. Sit-
zung am 16. Mai 2017 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gi-
sela Sengl, Margarete Bause, Kerstin Celina und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/15855, 17/16999 

Dauerhafte Aufenthaltsperspektive für gut integrierte Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber ermöglichen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.
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